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Bauleitplanung

Hinweise für Gemeinden zur Genehmigung nach § 6 BauGB und zur Anzeige nach § 21 Abs. 3 ThürKO von Bauleitplänen beim Thüringer Landesverwaltungsamt


Zuständigkeiten
Die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Flächennutzungsplänen bedarf gemäß § 6 Abs. 1 BauGB der Genehmigung durch das Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 340 (höhere Verwaltungsbehörde nach dem BauGB). 

Darüber hinaus sind bestimmte Bebauungspläne nach § 10 Abs. 2 Satz 1 BauGB genehmigungspflichtig. Das Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 340, ist zuständige Genehmigungsbehörde für kreisfreie Städte, Große kreisangehörige Städte und Große Kreisstädte. Für alle übrigen Gemeinden liegt die Zuständigkeit für die Genehmigung bei den Landratsämtern.

Alle nicht genehmigungspflichtigen Bebauungspläne sowie alle übrigen Satzungen nach dem BauGB sind anzeigepflichtig (§ 21 Abs. 3 ThürKO). Die Pläne und Satzungen der kreisfreien Städte sind beim Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 340, anzuzeigen. Im Übrigen liegt die Zuständigkeit bei den Landratsämtern.


Antragstellung beim Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 340
Um den Bearbeitungsprozess im Rahmen von Genehmigungsverfahren nach dem BauGB und Anzeigeverfahren nach § 21 Abs. 3 ThürKO zu optimieren, wird empfohlen, die beigefügten Inhaltsverzeichnisse für die Einreichung der Verfahrensunterlagen zu verwenden. Es bestehen zwei Varianten (entsprechend des Zeitpunktes der Durchführung der Verfahrensschritte). Die Inhalte orientieren sich am regulären Bauleitplanverfahren. Die tabellarischen Übersichten können an das jeweilige Verfahren angepasst werden.

Die einzureichenden Unterlagen sollten in Aktenordnern chronologisch geordnet sowie mit Seitenzahlen und Inhaltsverzeichnis versehen eingereicht werden. Die Vorlage der Verfahrensunterlagen in einfacher Ausfertigung als Kopie ist ausreichend; die Planurkunde ist in dreifacher Ausfertigung vorzulegen (bei kreisfreien Städten, Großen kreisangehörigen Städten und Großen Kreisstädten nur in zweifacher Ausfertigung). Die eingereichten Verfahrensunterlagen (Kopie) verbleiben nach dem Anzeige- bzw. Genehmigungsverfahren im Thüringer Landesverwaltungsamt.

Sofern vorhanden, können die Verfahrensunterlagen zusätzlich in digitaler Form eingereicht werden.

Bei Fragen stehen die Kolleginnen und Kollegen des Sachgebietes „Bauleitplanung, GIS“ gern zur Verfügung (tlvwa.thueringen.de/bauen/raumordnung/bauleitplanung/ansprechpartner). 

(Stand: 06.07.2023)

	– Variante 1 –
für Planverfahren vor Inkrafttreten der BauGB-Digitalisierungsnovelle am 07.07.2023




Inhaltsverzeichnis zur Aufstellung / Änderung / Ergänzung / Aufhebung des 
Flächennutzungsplans / Bebauungsplans mit der Bezeichnung ……………… 
der Stadt / Gemeinde ………………[footnoteRef:1] [1:  	Unzutreffendes streichen.] 



	[footnoteRef:2] [2:  	Zutreffendes ankreuzen.] 

	Verfahrensschritt
	Datum
	Fundstelle[footnoteRef:3] [3:  	Z.B. Aktennummer, Trennblatt, Blattnummer.] 


	☐
	1. Aufstellungsbeschluss des Gemeinderates / Stadtrates (§ 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB)
	
	

	☐
	2. Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB)
	
	

	Frühzeitige Beteiligung

	☐
	3. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit: Nachweis der Durchführung bzw. Verzichtserklärung (§ 3 Abs. 1 BauGB)
	
	

	
	4. Frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange inkl. Nachbargemeinden (§ 4 Abs. 1 BauGB)
	
	

	☐
	a) Anschreiben (Muster/Beispiel ausreichend)
	
	

	☐
	b) Liste der Beteiligten unter Angabe des Datums der abgebebenen Stellungnahme ggf. mit Fristverlängerung
	
	

	☐
	c) Beteiligungsunterlagen
	
	

	☐
	5. Alle eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
	
	

	Förmliche Beteiligung

	☐
	6. Entwurfs-/ Auslegungsbeschluss des Gemeinderates / Stadtrates
	
	

	
	7. Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB)
	
	

	☐
	a) Ortsübliche Bekanntmachung zur Auslegung
	
	

	☐
	b) Auslegungsexemplar des Planentwurfs mit Begründung und Auflistung der ausgelegten umweltbezogenen Stellungnahmen (inkl. Auslegungsnachweis, z.B. mittels Aktenvermerk oder Vermerk auf den Auslegungsexemplaren)
	
	

	☐
	c) Nachweis der Einstellung ins Internet, z.B. mittels Aktenvermerk (§ 4a Abs. 4 BauGB)
	
	

	☐
	8. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange inkl. Nachbargemeinden (§ 4 Abs. 2 BauGB)
	
	

	☐
	a) Anschreiben (Muster/Beispiel ausreichend)
	
	

	☐
	b) Liste der Beteiligten unter Angabe des Datums der abgebebenen Stellungnahme ggf. mit Fristverlängerung
	
	

	☐
	c) Beteiligungsunterlagen
	
	

	☐
	d) Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange über die Auslegung (§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB)
	
	

	Erneute Beteiligung

	☐
	9. Entwurfs-/ Auslegungsbeschluss des Gemeinderates / Stadtrates
	
	

	
	10. Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 4a Abs. 3 BauGB)
	
	

	☐
	a) Ortsübliche Bekanntmachung zur erneuten Auslegung
	
	

	☐
	b) Auslegungsexemplar des Planentwurfs mit Begründung und Auflistung der ausgelegten umweltbezogenen Stellungnahmen (inkl. Auslegungsnachweis, z.B. mittels Aktenvermerk oder Vermerk auf den Auslegungsexemplaren)
	
	

	☐
	c) Nachweis der Einstellung ins Internet, z.B. mittels Aktenvermerk (§ 4a Abs. 4 BauGB)
	
	

	☐
	11. Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange inkl. Nachbargemeinden (§ 4a Abs. 3 BauGB)
	
	

	☐
	a) Anschreiben (Muster/Beispiel ausreichend)
	
	

	☐
	b) Liste der Beteiligten unter Angabe des Datums der abgebebenen Stellungnahme ggf. mit Fristverlängerung
	
	

	☐
	c) Beteiligungsunterlagen
	
	

	☐
	d) Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange über die erneute Auslegung (§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB)
	
	

	Abschließende Beschlussfassung (inkl. Abwägung)

	☐
	12. Alle eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
	
	

	☐
	13. Feststellungsbeschluss beim Flächennutzungsplan / 
Satzungsbeschluss beim Bebauungsplan 
(inkl. Begründung und Abwägung aller im Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen)
	
	

	☐
	14. Unterschriebener und mit Verfahrensvermerken versehener Originalplan (mindestens zwei Exemplare)
	
	

	☐
	15. Beschlossene Begründung mit Umweltbericht (inkl. Anlagen) und Entwurf der zusammenfassenden Erklärung
	
	

	☐
	16. Auszug aus der kommunalen Hauptsatzung mit den Vorschriften über die ortsübliche Bekanntmachung
	
	

	☐
	17. Bei vorhabenbezogenen Bebauungsplänen (§ 12 BauGB): Durchführungsvertrag und Eigentumsnachweis
	
	




Bestätigung der Vollständigkeit der Verfahrensakten: 




 (Ort, Datum) (Unterschrift)

	– Variante 2 –
für Planverfahren nach Inkrafttreten der BauGB-Digitalisierungsnovelle am 07.07.2023





[bookmark: _GoBack]Inhaltsverzeichnis zur Aufstellung / Änderung / Ergänzung / Aufhebung des 
Flächennutzungsplans / Bebauungsplans mit der Bezeichnung ……………… 
der Stadt / Gemeinde ………………[footnoteRef:4] [4:  	Unzutreffendes streichen.] 



	[footnoteRef:5] [5:  	Zutreffendes ankreuzen.] 

	Verfahrensschritt
	Datum
	Fundstelle[footnoteRef:6] [6:  	Z.B. Aktennummer, Trennblatt, Blattnummer.] 


	☐
	1. Aufstellungsbeschluss des Gemeinderates / Stadtrates (§ 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB)
	
	

	☐
	2. Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB)
	
	

	Frühzeitige Beteiligung

	☐
	3. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit: Nachweis der Durchführung bzw. Verzichtserklärung (§ 3 Abs. 1 BauGB)
	
	

	
	4. Frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange inkl. Nachbargemeinden (§ 4 Abs. 1 BauGB)
	
	

	☐
	a) E-Mail (Muster/Beispiel ausreichend)
	
	

	☐
	b) Liste der Beteiligten unter Angabe des Datums der abgebebenen Stellungnahme ggf. mit Fristverlängerung
	
	

	☐
	c) Beteiligungsunterlagen
	
	

	☐
	5. Alle eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
	
	

	Förmliche Beteiligung

	☐
	6. Entwurfs-/ Veröffentlichungsbeschluss des Gemeinderates / Stadtrates
	
	

	
	7. Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB)
	
	

	☐
	a) Ortsübliche Bekanntmachung zur Veröffentlichung im Internet
	
	

	☐
	b) Veröffentlichungsexemplar des Planentwurfs mit Begründung und Auflistung der veröffentlichten umweltbezogenen Stellungnahmen (inkl. Veröffentlichungsnachweis, z.B. mittels Aktenvermerk)
	
	

	☐
	c) Angaben zu anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten
	
	

	☐
	8. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange inkl. Nachbargemeinden (§ 4 Abs. 2 BauGB)
	
	

	☐
	a) E-Mail (Muster/Beispiel ausreichend)
	
	

	☐
	b) Liste der Beteiligten unter Angabe des Datums der abgebebenen Stellungnahme ggf. mit Fristverlängerung
	
	

	☐
	c) Beteiligungsunterlagen
	
	

	☐
	d) Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange über die Auslegung (§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB)
	
	

	Erneute Beteiligung

	☐
	9. Entwurfs-/ Veröffentlichungsbeschluss des Gemeinderates / Stadtrates
	
	

	
	10. Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 4a Abs. 3 BauGB)
	
	

	☐
	a) Ortsübliche Bekanntmachung zur erneuten Veröffentlichung im Internet
	
	

	☐
	b) Veröffentlichungsexemplar des Planentwurfs mit Begründung und Auflistung der ausgelegten umweltbezogenen Stellungnahmen (inkl. Veröffentlichungsnachweis, z.B. mittels Aktenvermerk)
	
	

	☐
	c) Angaben zu anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten
	
	

	☐
	11. Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange inkl. Nachbargemeinden (§ 4a Abs. 3 BauGB)
	
	

	☐
	a) E-Mail (Muster/Beispiel ausreichend)
	
	

	☐
	b) Liste der Beteiligten unter Angabe des Datums der abgebebenen Stellungnahme ggf. mit Fristverlängerung
	
	

	☐
	c) Beteiligungsunterlagen
	
	

	☐
	d) Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange über die erneute Auslegung (§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB)
	
	

	Abschließende Beschlussfassung (inkl. Abwägung)

	☐
	12. Alle eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
	
	

	☐
	13. Feststellungsbeschluss beim Flächennutzungsplan / 
Satzungsbeschluss beim Bebauungsplan 
(inkl. Begründung und Abwägung aller im Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen)
	
	

	☐
	14. Unterschriebener und mit Verfahrensvermerken versehener Originalplan (mindestens zwei Exemplare)
	
	

	☐
	15. Beschlossene Begründung mit Umweltbericht (inkl. Anlagen) und Entwurf der zusammenfassenden Erklärung
	
	

	☐
	16. Auszug aus der kommunalen Hauptsatzung mit den Vorschriften über die ortsübliche Bekanntmachung
	
	

	☐
	17. Bei vorhabenbezogenen Bebauungsplänen (§ 12 BauGB): Durchführungsvertrag und Eigentumsnachweis
	
	




Bestätigung der Vollständigkeit der Verfahrensakten: 




 (Ort, Datum) (Unterschrift)
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